
Zachmann, Georg

Article

Strommarkt: Einheitliche Gebotszone aufteilen

Wirtschaftsdienst

Suggested Citation: Zachmann, Georg (2024) : Strommarkt: Einheitliche Gebotszone aufteilen,
Wirtschaftsdienst, ISSN 1613-978X, Sciendo, Warsaw, Vol. 104, Iss. 8, pp. 514-515,
https://doi.org/10.2478/wd-2024-0133

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/306424

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

  https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://doi.org/10.2478/wd-2024-0133%0A
https://hdl.handle.net/10419/306424
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


Wirtschaftsdienst 2024 | 8514

Kommentar

©  Der/die Autor:in 2024. Open Access: Dieser Artikel wird unter der 
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz veröf-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

 Open Access wird durch die ZBW – Leibniz-Informationszentrum 
Wirtschaft gefördert.

DOI: 10.2478/wd-2024-0133

Wirtschaftsdienst, 2024, 104(8), 514

JEL: Q41, L94, L98

Strommarkt

Einheitliche Gebotszone aufteilen

Die Diskussion um die Beibehaltung einer einheitlichen 
Gebotszone im Großhandelsstrommarkt wird zwar be-
reits seit 20 Jahren geführt, ist aktuell aber wieder in vol-
lem Gange (FAZ, 2024a, 2024b). Im Kern geht es darum, 
dass, selbst wenn physikalische Netzengpässe dies un-
möglich machen, jeder Stromerzeuger mit jedem Strom-
kunden in Deutschland handeln kann, ohne dabei diese 
Engpässe berücksichtigen zu müssen. Das führt dazu, 
dass der Großhandelsstrompreis in ganz Deutschland 
einheitlich ist. Um Stromangebot und -nachfrage trotz 
realer Engpässe in den Netzen imaginär zueinander zu 
bringen, fallen aktuell hohe und künftig weiter steigende 
Redispatchkosten an. Redispatchkosten verweisen auf 
das marktlich bestimmte Gleichgewicht von Anbietern 
und Nachfragern, um Leitungsabschnitte vor einer Über-
lastung zu schützen. Durch den schnellen, aber geogra-
fisch sehr ungleichen Zubau von Wind- und Solaranlagen 
werden Netzengpässe noch häufiger bindend. Gleichzei-
tig erfordert der schnell wachsende Anteil der erneuer-
baren Energien, dass viele zusätzliche flexible Speicher, 
Erzeuger und Nachfrager sinnvoll in das System integriert 
werden. Die im Bundesgebiet einheitlichen Großhandels-
preise ge ben jedoch zunehmend fehlerhafte Signale für 
systemdienliche Investitionen und Betrieb.

Die deutsche Debatte fokussiert sich auf die Wirkung 
auf inländische Nutzungs- und Investitionsentscheidun-
gen im Stromsystem. Die Entwicklung der einheitlichen 
deutschen Gebotszone ist aber auch für die Zukunft des 
europäischen Strombinnenmarktes von entscheiden-
der Bedeutung. Laut der Agentur zur Koordinierung der 
europäischen Energieregulierer (ACER) konnten 2023 in 
Deutschland nur etwa 40 % der grenzüberschreitenden 
Leitungskapazitäten für den Stromhandel genutzt wer-
den. Der Grund ist, dass zusätzlicher Stromaustausch 
mit den Nachbarn entweder die grenzüberschreiten-
den Stromleitungen und/oder das Stromnetz innerhalb 
Deutschlands überlasten würde. So ist beispielsweise die 
für kommerzielle Stromexporte freigegebene Leitungska-
pazität von Deutschland in die Niederlande deutlich klei-
ner als die Strommenge, die von Deutschland in die Nie-
derlande fließen könnte. Das liegt daran, dass ein Großteil 
des von Deutschland physisch in die Niederlande fließen-
den Stroms nicht auf kommerziellem Austausch basiert, 

sondern Teil eines „Ringflusses“ von Norddeutschland via 
Niederlande, Belgien und möglicherweise weiterer Län-
der nach Süddeutschland ist.

Analog müssen aufgrund innerdeutscher Engpässe die 
Importkapazitäten aus Dänemark von den Übertragungs-
netzbetreibern beschränkt werden. Das ist insbesondere 
bei starkem Wind und damit hohem Stromangebot und 
gleichzeitig hoher Nachfrage in Süddeutschland der Fall, 
wenn sich dänische Exporte in die einheitliche deutsche 
Gebotszone kommerziell lohnen, aber physisch dann 
nicht von Nord- nach Süddeutschland transportiert wer-
den können. 

Ein Großteil der grenzüberschreitenden Stromkapazitä-
ten wird von den nationalen Übertragungsnetzbetreibern 
nicht für den Handel zur Verfügung gestellt. Das ist eine 
der sichtbaren Einschränkungen des Strombinnenmark-
tes. Dabei sind geringere Handelskapazitäten nicht „nur“ 
ein Problem für die Nachbarn. Auch für Deutschland wäre 
die Schaffung zusätzlicher Handelskapazitäten von Vor-
teil. Diese würde zu mehr Wettbewerb auf dem deutschen 
Strommarkt und einer Glättung der Preise führen.

Entsprechend fordern die Europäische Kommission und 
ACER seit Jahren, dass mindestens 70 % der grenzüber-
schreitenden Kapazität jedes Landes für den Handel 
freigegeben wird. Aktuell läuft hierzu eine Frist bis Ende 
2025, nach der es theoretisch möglich wäre, dass eine 
Gebotszonentrennung in Deutschland von Europa oktro-
yiert wird. Da Deutschland das nicht will, werden konti-
nuierlich die für den grenzüberschreitenden Handel frei-
gegebenen Kapazitäten erhöht. Das wird sinnvollerweise 
mit Netzverstärkungen ermöglicht. Da diese jedoch nicht 
ausreichen, werden die auf dem Großhandelsmarkt ver-
einbarten, physisch jedoch nicht durchführbaren Trans-
aktionen revidiert.

Da sich der grenzüberschreitende Stromhandel am ein-
heitlichen deutschen Preis orientiert, entstehen klare 
Fehlanreize. Dies kann dazu führen, dass Wasserkraft-
strom aus Norwegen gekauft wird, wenn dieser günstiger 
als der gesamtdeutsche Preis ist. Allerdings kann dieser 
gar nicht zu den süddeutschen Kunden transportiert wer-
den. Gleichzeitig würde zu diesem Preis beispielsweise 
die Schweiz Strom aus Deutschland beziehen. Jedoch 
steht in Süddeutschland zu diesem Preis gar nicht genü-
gend Strom zur Verfügung.

Um diese Probleme zu lösen, ohne die grenzüber-
schreitenden Handelskapazitäten zu stark zu reduzie-
ren, werden verstärkt Mechanismen außerhalb des ei-
gentlichen Strommarktes eingesetzt. Diese nehmen ei-
nige netzphysisch nicht mögliche Systemfahrplanent-
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scheidungen zumindest teilweise zurück. So werden 
dann Windkraftanlagen in Norddeutschland gestoppt 
oder Strom kurzfristig nach Dänemark exportiert, auch 
wenn dort der Preis niedriger ist. Gleichzeitig könnten 
im Rahmen des Redispatch in Süddeutschland Kraft-
werke angeschaltet werden, die teurer als der gesamt-
deutsche Strompreis sind. Dadurch kön nen die verein-
barten Exporte dennoch durchgeführt wer den. Die ent-
sprechenden Kosten für die Korrektur physisch nicht 
durchführbarer Marktergebnisse tragen die deutschen 
Netznutzer.

Dabei entstehen weitere Ineffizienzen, da beispielsweise 
nur kurzfristig flexible Einheiten Gegengeschäfte durch-
führen dürfen, was erst nach der Markträumung stattfin-
den kann. In Dänemark werden dann vor allem Windanla-
gen gestoppt oder Elektrokessel mit in Deutschland nicht 
abgenommenem Strom beheizt. Da Re dispatch national 
und Gegengeschäfte bilateral organi siert sind, werden 
diese ineffizienterweise nicht im europäischen Gesamt-
system optimiert. Auch führt die Möglichkeit, mit Redis-
patch Geld zu verdienen, absurderweise zu zusätzlichen 
Investitionsanreizen für den Kraftwerksbau in Export-limi-
tierten Gebieten.

Die einheitliche Gebotszone zieht also eine Reihe kom-
plexer Maßnahmen nach sich, um die Illusion einer 
deutschen Kupferplatte mit den tatsächlich vorhan-
denen physikalischen Beschränkungen im deutschen 
Netz in Einklang zu bringen. Diese Maßnahmen finden 
dann außerhalb des transparenten europäischen Groß-
handelsstrommarktes statt. Dies bedeutet, dass ein 
Großteil der effektiven Preisfindung und des System-
fahrplans nicht mehr auf Basis der transparenten Groß-
handelsmärkte getroffen wird. Zudem lassen sich die 
signifikanten Zahlungsströme aus Redispatch und Ge-
gengeschäften von Investoren schlechter vorhersagen 
als Großhandelspreise.

Schließlich eröffnen Gegengeschäfte die Möglichkeit zum 
Gaming. Eine plausible Strategie ist das Anbieten phy-
sisch nicht abnehmbarer Strommengen, in der Erwar-
tung, dass diese von den Übertragungsnetzbetreibern 
teuer zurückgekauft werden, obwohl nie die Absicht be-
stand, diese zu liefern. Auch das führt dazu, dass die ent-
sprechenden Regeln ständig weiterentwickelt und kom-
plexer werden müssen, was die langfristige Prognose von 
effektiven Strompreisen weiter erschwert.

Die wachsende Bedeutung von intransparenten und 
schwer vorhersagbaren Mechanismen außerhalb des eu-
ropäischen Marktes führt aber nicht nur zu schlechteren 
Dispatch-Entscheidungen, es unterminiert auch die In-
vestitionssignale in systemdienliche Anlagen.

Die Beibehaltung der gemeinsamen deutschen Gebots-
zone ist nicht nur ökonomisch höchst fraglich. Die Be-
schränkung grenzüberschreitender Kapazitäten sowie 
Zahlungsströme außerhalb des europäischen Binnen-
marktes läuft der Entwicklung eines effizienten gemein-
samen Marktes klar entgegen. Deutschland muss folg-
lich enorm viel energiepolitisches Kapital aufwenden, um 
deren Weiterbestand gegen alle Widerstände zu sichern. 
Energiepolitiker der anderen Mitgliedstaaten können bei 
allen, von nationalen Partikularinteressen getriebenen 
binnenmarktschädlichen Entscheidungen, auf die Ab-
surdität der deutschen einheitlichen Gebotszone verwei-
sen. Deutschland hat kaum politisches Kapital, um die für 
Deutschland sinnvolle und wichtige Weiterentwicklungen 
des Binnenmarktes anzustoßen.

Mit höheren Anteilen von erneuerbaren Energien und der 
entsprechend steigenden Bedeutung von Speichern und 
nachfrageseitigen Flexibilitäten wird der Wert sinnvoller 
europäischer Preissignale noch deutlich steigen. Deut-
sche Kunden würden zunehmend davon profitieren, wenn 
sie auf Flexibilitäten in Nachbarländern zugreifen könnten. 
Aufgrund der einheitlichen deutschen Gebotszone wer-
den aber im Binnenmarkt vorhandene Flexibilitäten nicht 
bestmöglich genutzt und falsche Anreize für die Entwick-
lung neuer Flexibilitäten gesetzt.

Die einheitliche Gebotszone stellt darüber hinaus ein 
grundlegendes Hindernis für die Realisierung eines ge-
meinsamen Strommarktes dar. Wenn der eigentliche eu-
ropäische Strommarkt immer unwichtiger für Zahlungs-
ströme und Einsatzpläne wird, und nationale Partikular-
interessen eine sinnvolle Marktentwicklung verhindern 
können, ist die Renationalisierung der Strommärkte kaum 
noch aufzuhalten. Die Aufgabe eines harmonisierten und 
verknüpften Marktes für den zukünftig wichtigsten eu-
ropäischen Energieträger Strom, wird schlussendlich 
auch Rückwirkungen auf den Binnenmarkt für Güter und 
Dienstleistungen haben. Bei der Abschaffung der einheit-
lichen Gebotszone geht es also nicht darum, dass die 
Nachbarstaaten etwas von Deutschland erhalten, son-
dern darum, den gemeinsamen Binnenmarkt zu vertei-
digen und weiterzuentwickeln, von dem Deutschland in 
hohem Maße profitiert.

Dr. Georg Zachmann
Bruegel und Helmholtz-Zentrum Berlin
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